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20. Niederschrift  

über die Sitzung des Gemeinderates am Dienstag, dem 22. Oktober 2024 im Sitzungszimmer 

des Gemeindeamtes. 

Beginn: 20:00 Uhr 

  

Ende: 22:00 Uhr 

  

Anwesend: Bürgermeister Dietmar Schöpf, Bürgermeister-Stellv. DI Bernhard Brötz, 

GRin Theresia Venier, GRin Irene Steiner, GR Marco Hauser, GRin Bettina 

Fichtel, GRin Karina Riepler, GRin Stefanie Fiegl, DI (FH) Johannes 

Neubauer  

  
Entschuldigt: GR Nikolaus Moll, GR Christoph Zanon, GR Stefan Headington, GR 

Armin Lindenthaler 

  

Ersatzmitglied: Andreas Neuner, Manfred Kiechl, Roman Abenthung, Stefan Rotter 

  

Sonstige Anw.: ----- 

  

Schriftführerin: Bettina Schnaitter  

Tagesordnung: 

1. Fertigung der 19. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 10.09.2024  

2. Bericht des Überprüfungsausschusses  

3. Beschlussfassung diverser Ausgabenüberschreitungen 2024 

4. Berichte aus den Ausschüssen 

5. Beschlussfassung über Kanalgebührenerhöhung gem. Vorgabe des Landes 

6. Beschlussfassung über Wassergebührenerhöhung gem. Vorgabe des Landes 

7. Neufestlegung der Hektarsätze der Waldumlage nach der Tiroler Waldordnung 

8. Wasserrohrbruch Gaisauweg – Leitungs- und Hydrantentausch: Auftragsvergabe  

9. Subventionsansuchen der Bergwacht Inzing und Umgebung 

10. Subventionsansuchen der Jungbauern/Landjugend Hatting  

11. Errichtung einer weiteren Sitzbank am Prof. Walter Nagl – Platz  

12. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

Verlauf der Sitzung: 

Der Bürgermeister als Vorsitzender begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung. Gemäß 

§ 44 TGO 2001 wird die Beschlussfähigkeit festgestellt.  

Anschließend nimmt der Bürgermeister gemäß § 28 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 die 

Angelobung des Ersatzmitgliedes Roman Abenthung vor. Dieser gelobt in die Hand des 

Bürgermeisters, in Treue die Rechtsordnung der Republik Österreich zu befolgen, das Amt 

uneigennützig und unparteiisch auszuüben und das Wohl der Gemeinde und ihrer Bewohner 

nach bestem Wissen und Können zu fördern.  
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1. Fertigung der 19. Niederschrift über die GR-Sitzung vom 10.09.2024  

Die Niederschrift der GR-Sitzung vom 10.09.2024 wird von allen anwesenden 

Gemeinderatsmitgliedern vollinhaltlich zur Kenntnis genommen.  

2. Bericht des Überprüfungsausschusses 

Der Obmann des Überprüfungsausschusses, Hr. GR DI (FH) Johannes Neubauer, bringt dem 

Gemeinderat folgendes Ergebnis der Sitzung vom 17.10.2024 zur Kenntnis:  

1. Kassenbestandsaufnahme gem. § 22 GHV  

Nach Vorlage aller Kassenbücher durch die Kassenverwaltung und Kennzeichnung des 

Standes der Buchungen im Tagebuch und im Steuertagebuch durch den Prüfungsleiter 

wurden die im folgenden Bestandsausweis ausgewiesenen Kassenbestände festgestellt:  

Hauptkasse 

Guthaben bei der Raiffeisenbank lt. Auszug Nr. 200 vom 16.10.2024 € -70.718,34 
 

Zahlungsmittelreserve f. zweckgebundene Haushaltsrücklage Raiffeisenbank 

zum 08.10.2024 / Verwendungszweck: Sozial- und Notfallfonds  

 

 

€ 

 

 

28.695,49 
 

Zahlungsmittelreserve f. zweckgebundene Haushaltsrücklage Raiffeisenbank 

zum 09.04.2024 / Verwendungszweck: allgemeine Photovoltaik  

 

 

€ 

 

 

6.931,46 
 

Zahlungsmittelreserve f. zweckgebundene Haushaltsrücklage Raiffeisenbank 

zum 11.07.2024 / Verwendungszweck: allgemeine HH-Rücklage  

 

€ 
 

43.880,00 

 

Buchmäßiger Kassenbestand (Kassen-Ist-Bestand) 
 

€ 
 

8.788,61 
 

Buchmäßiger Kassenbestand (Kassen-Soll-Bestand) 
 

€ 
 

8.788,61 

Nebenkasse  

Bestandsaufnahme in der für kleinere Zahlungen eingerichteten Geldverwaltungsstelle 

Bürgerservice (sonstige Gebührenkassen, Portokasse u. dgl.)  

Vorhandener tatsächlicher Kassenbestand (Kassen-Ist-Bestand)  € 288,10 
 

Buchmäßiger Kassenbestand (Kassen-Soll-Bestand) 
 

€ 
 

288,10 

Damit war Kassenübereinstimmung gegeben.  

2. Buchungs- und Belegprüfung gem. § 23 GHV 

Der Vergleich der einzelnen Buchungen im Tagebuch und im Steuertagebuch mit den 

Zahlungsbelegen und mit den Buchungen im Sachbuch für die Zeit vom 05.08.2024 bis 

17.10.2024 und die dabei vorgenommene Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit der 

Buchungen und der Belege (Belegnummer: Lieferanten – von 10.637 bis 10.889 / Haushalt – 

von 858 bis 1.106) ergab keine Mängel. 
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Die Überprüfung der rechtzeitigen Erhebung und Leistung der Zahlungen, der Höhe der 

Barbestände, der Forderungen des bargeldlosen Zahlungsverkehrs, der rechtzeitigen 

Abwicklung der nicht voranschlagsunwirksamen Gebarung, der Sicherheitsvorkehrungen in 

der Kassenverwaltung und der Behebung der bei früheren Kassenprüfungen festgestellten 

Mängel ergab keine Beanstandungen.  

3. Prüfung der sonstigen Kassenführung 

Die in Verbindung mit der Buchungsprüfung durchgeführte Überprüfung der Einhaltung der 

Ansätze des Voranschlages ergab folgende Abweichungen: 

Jahr Haushaltskonto Ansatzbezeichnung Postbezeichnung Buchungen Voranschlag Überschreitung

2024 1/212000-752100 Hauptschule Betriebsbeiträge MS-Inzing 164.313,76 135.000,00 29.313,76 mehr Kinder, höhere Kosten

2024 1/262000-050000 Sportplätze Tribüne und Bew ässerung 2.994,96 0,00 2.994,96 Schlussrechnung B&H-Bau

2024 1/369000-757001 Sonstige Einrichtungen u. Maßnahmen Zuschuss Schützenkompanie 3.350,00 1.400,00 1.950,00 Sondersubvention Kleidung

2024 1/411000-751301 Maßnahmen d. allgemeinen Sozialhilfe Beitrag TMSG-Privatrechtsbereich 122.356,00 117.600,00 4.756,00 Land

2024 1/413000-751000 Maßnahmen d. Behindertenhilfe Tiroler Teilhabergesetz/Behindertenhilfebeitrag 154.863,72 129.700,00 25.163,72 Zahlung aus vom Vorjahr

2024 1/424000-728000 Heimhilfe Sozialsprengel Inzing 24.901,96 7.500,00 17.401,96 Endabrechnung 2023

2024 1/439000-751000 Sonstige Einrichtungen u. Maßnahmen Jugendw ohlfahrtsbeitrag 82.848,00 38.000,00 44.848,00 Zahlung vom aus Vorjahr

2024 1/850000-612002 Betriebe der Wasserversorgung Instandhaltung von Sonderanlagen (UV-Anlage, Hochbehälter,Hydranten)5.614,23 2.900,00 2.714,23 div. Reperatruen

2024 1/852000-768900 Betriebe der Müllbeseitigung Gebührenbremse 25.052,19 0,00 25.052,19 Land + Föderung

2024 1/900000-728000 Finanzverw altung Entgelte für Lohnverrechnung 1.805,16 0,00 1.805,16 Endabrechnung Land 2023

155.999,98  

4. Sonstige Prüfbereiche 

Die Beschlussfassung obiger Überschreitungen erfolgt unter TO-Punkt 3.  

3. Beschlussfassung diverser Ausgabenüberschreitungen 2024 

Beschlussfassung:  

Nach ausführlichen Erläuterungen durch den Bürgermeister beschließt der Gemeinderat 

einstimmig alle Ausgabenüberschreitungen, die unter TO-Punkt 2 angeführt sind.  

4. Berichte aus den Ausschüssen 

Ausschuss für Jugend, Familie und Soziales  

- Senioren-Aktivitäten: Die Seniorenweihnachtsfeier wurde auf den 7. Dezember 2024 

vorverlegt. 

Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft und Nachhaltigkeit 

Ausschussobfrau Theresia Venier berichtet kurz über:  

- Bedankt sich bei allen für die rege Teilnahme am Erntedankfest 2024 

- Neophyten: In Kontakt mit Steiner Urban; Termine werden noch telefonisch 

bekanntgegeben. Theresia bittet auch um Teilnahme von Obst- und Gartenbauverein 

sowie unseres Waldaufsehers, Herrn Lindenthaler Michael.  
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Ausschuss für Raumordnung, Bauangelegenheiten und Verkehr 

Ausschussobmann DI Bernhard Brötz berichtet kurz über den aktuellen Stand der notwendig 

gewordenen Arbeiten bei der Sanierung des Widums-Daches. Die Pfarre Hatting beabsichtigt 

nämlich, im Frühjahr 2025 die Dachplatten, die Lattung, die Konterlattung, die Bitumenbahn 

sowie alle Blecheinfassungen, Rinnen, Regenrohre und Windläden zu entfernen und zu 

erneuern. Inzwischen ist die Pfarre an die Gemeinde herangetreten und hat um Unterstützung 

bei diesem Bauvorhaben gebeten. Eine entsprechende Zusage in der Höhe von rd. € 34.000,-- 

brutto hat die Pfarre zu Förderzwecken seitens des Bürgermeisters bereits schriftlich 

übermittelt bekommen. Diese Unterstützung erfolgt in Form von sämtlichen Arbeitsleistungen 

durch unsere Gemeindearbeiter, Übernahme der Entsorgungskosten des anfallenden 

Abbruchmaterials sowie diverse Architektenleistungen wie Planung, Ausschreibung und 

Bauleitung durch den Vizebürgermeisters (für die Gemeinde kostenfrei).  

Weiters wird kurz der Deckeneinbruch im Widums-Saal erläutert. Auch da ist Bernhard in 

Kontakt mit dem Denkmalschutzamt etc. Vorerst wurde der Saal aus Sicherheitsgründen 

gesperrt (Gefahr in Verzug/Einsturzgefahr). 

Ausschuss für Energieeffizienz, Mobilität und Digitalisierung 

Ausschussobmann Marco Hauser berichtet kurz:  

- Pause von Mai bis September 2024 aufgrund einer OP; ist im Austausch mit Hr. Flock 

Gerhard, Energie AG. Sobald näheres zu berichten ist, wird er sich melden. 

5. Beschlussfassung über Kanalgebührenerhöhung gem. Vorgabe des Landes 

Alle GR-Mitglieder haben gemeinsam mit der Sitzungsladung folgendes Schreiben des 

Landes, Abteilung Gemeinden und Abteilung Wasserwirtschaft, vom 02.10.2024 vorab zur 

Information erhalten:  

Sehr geehrte Damen und Herren! Seitens der Abteilung Gemeinden dürfen gemeinsam mit der Abt. 

Wasserwirtschaft die im Jahr 2025 anzuwendenden Mindestgebühren bekannt gegeben werden. Die 

Mindestgebühren unterliegen einer jährlichen Indexanpassung nach dem VPI 2020, Basis ist jeweils der 

endgültige Juli-Indexwert des Vorjahres (vgl. die im Folgenden zitierten Richtlinien). Siehe dazu auch 

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods. 

Dies ergibt eine Steigerung um 2,90 %. 

Bei den angegebenen Gebührensätzen handelt sich um Bruttobeträge inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer. 

1. Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds (WLF): 

Die Mindestgebühren nach § 4 der von der Tiroler Landesregierung am 17.10.2023 beschlossenen Richtlinien 

über die Gewährung von Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds werden für das Jahr 2025 wie folgt 

bekanntgegeben:  

Mindest-Abwassergebühr:  

pro m³ Wasserverbrauch    2,60 €/m³ inkl. USt. (2024: 2,53 €/m³)  

Mindest-Wassergebühr:  

pro m³ Wasserverbrauch    0,51 €/m³ inkl. USt. (2024: 0,50 €/m³) 

Bei Unterschreiten obiger Mindestgebühren ist eine Darlehensgewährung aus dem Wasserleitungsfonds nicht 

möglich.  

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods
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Bei Gemeindeverbänden (Abwasser- oder Wasserversorgungsverbände) muss jede einzelne Verbandsgemeinde 

die vorgegebene Mindestgebühr erheben, ansonsten ist eine Gewährung eines WLF-Darlehens ebenfalls nicht 

möglich. Die Antragsstellung ist nur Gemeinden und Gemeindeverbänden (nicht jedoch z.B. 

Kommunalbetrieben) vorbehalten. Mit dem Wegfall der Bedarfszuweisungen zum Gebührenhaushalt Kanal 

werden in Hinblick auf die Anschlussgebühren keine Mindestgebührensätze von Seiten der Abt. Gemeinden 

mehr vorgegeben. 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass das Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 

in den Förderungsrichtlinien für die kommunale Siedlungswasserwirtschaft 2016 im do. § 7 Abs. 1 Z. 13 (siehe 

dazu auch https://info.bmlrt.gv.at/themen/wasser/foerderungen/trinkwasser_abwasser/foerderung-kommunale-

siedlungswasserwirtschaft.html ) sowie die Abt. Wasserwirtschaft des Landes Tirol in der Förderungsrichtlinie 

Siedlungswasserwirtschaft Tirol 2018 (siehe nachfolgenden Pkt. 2) zusätzliche, teilweise auch höhere 

Mindestgebührensätze vorsehen. 

2. Landesförderung Siedlungswasserwirtschaft Tirol (FRL SWW T 2018):  

Gemäß Pkt. 5.4 der Förderungsrichtlinie Siedlungswasserwirtschaft Tirol 2018 (FRL SWW T 2018) gelten für 

im Jahr 2025 eingereichte Ansuchen um Landesförderung Siedlungswasserwirtschaft folgende 

Mindestgebühren, jeweils zum Zeitpunkt des Ansuchens:  

Abwasserentsorgung: 

Mindest-Anschlussgebühr:  

pro m³ umbautem Raum (alternativ: pro m² Geschoßfläche – sh. unten):     6,53 €/m³ 

pro m² Geschoßfläche (alternativ: pro m³ umbautem Raum – sh. oben):   19,59 €/m²  

Mindest-Abwassergebühr pro m³ Wasserverbrauch: (wie für WLF-Darlehen)     2,60 €/m³  

Wasserversorgung:  

Mindest-Wassergebühr pro m³ Wasserverbrauch:         1,16 €/m³  

Weitere Informationen zu den Förderungen für die Siedlungswasserwirtschaft finden Sie unter 

http://www.tirol.gv.at/wasserinfo bzw. unter https://www.tirol.gv.at/umwelt/wasserwirtschaft/foerderungen. 

Beschlussfassungen: 

Da sowohl die laufende Abwassergebühr von derzeit brutto € 2,53 pro m³ Wasserverbrauch 

als auch die Anschlussgebühr von derzeit € 6,35 pro m³ umbautem Raum ab 2025 nicht mehr 

den Förderungsrichtlinien gemäß obiger Bekanntgabe des Landes, Abteilung Gemeinden und 

Abteilung Wasserwirtschaft, vom 02.10.2024 entsprechen, beschließt der Gemeinderat nach 

kurzer Diskussion und Antragstellung des Bürgermeisters einstimmig die Erhöhung der 

laufenden Abwassergebühr von dzt. brutto € 2,53 auf die vom Land vorgeschriebene Mindest-

Abwassergebühr in der Höhe von brutto € 2,60 pro m³ Wasserverbrauch sowie die Erhöhung 

der Kanalanschlussgebühr von derzeit brutto € 6,35 pro m³ auf die vom Land vorgeschriebene 

Mindest-Anschlussgebühr in der Höhe von brutto € 6,53 pro m³ umbautem Raum.  

Aus verwaltungsökonomischen Gründen und auf Grundlage obiger Beschlussfassung 

beschließt der Gemeinderat einstimmig nachstehende neue Kanalgebührenverordnung der 

Gemeinde Hatting (angepasst nach dem aktuellen Verordnungsmuster des Landes): 

Kanalgebührenverordnung der Gemeinde Hatting – 2025 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 22.10.2024 über die Erhebung 
von Kanalbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

https://info.bmlrt.gv.at/themen/wasser/foerderungen/trinkwasser_abwasser/foerderung-kommunale-siedlungswasserwirtschaft.html
https://info.bmlrt.gv.at/themen/wasser/foerderungen/trinkwasser_abwasser/foerderung-kommunale-siedlungswasserwirtschaft.html
http://www.tirol.gv.at/wasserinfo
https://www.tirol.gv.at/umwelt/wasserwirtschaft/foerderungen
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§ 1  

Einteilung der Gebühren  

(1) Zur Deckung der Kosten der Errichtung der Gemeindekanalisationsanlage und zur Deckung der 
Instandhaltungs-, Erneuerungs-, Betriebs- und Verwaltungskosten erhebt die Gemeinde für den 
Anschluss eines Grundstückes an die Kanalisationsanlage eine Anschlussgebühr und für die 
laufende Benützung derselben eine Kanalbenützungsgebühr. 
 

(2) Im Falle der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Kanalisationsanlage des 
gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z.B. die Errichtung von neuen Sammelkanälen oder 
einer Abwasserreinigungsanlage, auch wenn solche Anlageteile regional gebaut werden, kann die 
Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2  

Entstehung der Gebührenpflicht 

(1) Die Pflicht zur Entrichtung der Anschlussgebühr entsteht mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen 
Anschlusses des Grundstückes an die gemeindeeigene Kanalisationsanlage, im Fall von 
baulichen Erweiterungen auf einem bereits angeschlossenen Grundstück mit der Vollendung des 
entsprechenden Bauvorhabens. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein Grundstück ab erstmaliger 
Benützbarkeit des Kanals.  
 

(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Erweiterungsgebühr entsteht nach erstmaliger Einleitung in die 
neuen Anlagenteile. 
 

(3) Die Pflicht zur Entrichtung der laufenden Kanalbenützungsgebühr entsteht mit der Benützung der 
gemeindeeigenen Kanalisationsanlage.  

§ 3 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf dem 
Grundstück stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, durch die 
dessen Baumasse vergrößert wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; die Baumasse 
ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes 
2011 (TVAG 2011), LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 173/2021, zu 
ermitteln, sofern keine Ausnahme im Sinne des Abs. 3 vorliegt. War die Baumasse eines 
abgebrochenen oder zerstörten Gebäudes bereits Grundlage für die Vorschreibung einer 
Anschlussgebühr, so ist diese in Abzug zu bringen. Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden 
und entsprechend genutzten Gebäudeteilen ist die tatsächlich vorhandene Baumasse zu 
halbieren und diese als Bemessungsgrundlage heranzuziehen, sofern keine Ausnahme im Sinne 
des Abs. 3 vorliegt. Im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die tatsächliche 
Baumasse nur zu einem Viertel anzurechnen. 

(2) Die Anschlussgebühr für Abwässer beträgt EUR 6,53 pro m³ der Bemessungsgrundlage.  

(3) Von der Anschlussgebühr ausgenommen sind: 

1. Ställe, Scheunen in Holzbauweise, Tennen in Holzbauweise, Städel in Holzbauweise, 
Silos und Fahrsilos, begehbare und nicht begehbare Folientunnels und ortsübliche 
Gewächshäuser (ausschließlich für private Nutzung), jedoch nur, sofern diese nicht mit 
einem Kanalanschluss ausgestattet werden; 
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2. Bienenhäuser, Hundezwinger, Gartenhäuser, jedoch nur, sofern diese nicht mit einem 
Kanalanschluss ausgestattet werden; 

3. überdachte Holzunterstände (Holzlegen) und Schuppen, die zur Gänze aus Holz errichtet 
werden (kein Mauerwerk), jedoch nur, sofern diese nicht mit einem Kanalanschluss 
ausgestattet werden – nicht umfasst von dieser Ausnahme sind jedoch Nebengebäude 
wie Garagen, Carports (sofern eine Baumasse im Sinne des Abs. 1 gegeben ist). 

(4) Verlieren landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und entsprechend genutzte Gebäudeteile diesen 
Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Baumasse im 
Ausmaß der Hälfte, im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe im Ausmaß von drei 
Vierteln, der tatsächlichen Baumasse. Als Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 gilt weiters 
eine Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden, für die eine Anschlussgebühr nach 
Abs. 3 bisher nicht entrichtet wurde.  

(5) Bemessungsgrundlage für die Anschlussgebühr für Niederschlagwässer ist die verbaute Fläche 
laut Baubescheid.  

(6) Die Anschlussgebühr für Niederschlagswässer beträgt EUR 3,00 pro m² der 
Bemessungsgrundlage.  

§ 4 

Laufende Gebühr 

(1) Die Bemessung der Kanalbenützungsgebühr für häusliche Abwässer erfolgt nach dem 
tatsächlichen Wasserbezugsverbrauch laut Wasserzähler. Erfolgt jedoch der Wasserbezug ohne 
Wasserzähler wird eine Mindestmenge von 40 m³ pro Person und Jahr verrechnet. 
 

(2) Die Kanalbenützungsgebühr für Abwässer beträgt EUR 2,60 je m³ Wasserverbrauch. 
 

(3) Wird eine Regenwassernutzung – Grauwasserkreislauf – (z.B. für die Sanitäranlagen zur Spülung, 
etc.) verwendet, ist der gesamte Grauwasserkreislauf, welcher häuslich verwendet wird, über 
einen Kaltwasserzähler zu führen und entsprechend den Punkten 1 und 2 zu vergebühren. Für 
bereits mit einer Regenwassernutzung ausgeführte Objekte entsteht die Verpflichtung zum Einbau 
eines Kaltwasserzählers mit Inkrafttreten dieser Verordnung. 
 

(4) Eine laufende Kanalbenützungsgebühr für Niederschlagswässer ist nicht zu entrichten.  

§ 5  

Freimengen  

(1) Für landwirtschaftliche Betriebe mit Viehhaltung werden pro Großvieheinheit 15 m³ bei den 
Kanalgebühren in Abzug gebracht. Die Großvieheinheiten werden nach den Richtlinien der 
Landeslandwirtschaftskammer – unter Berücksichtigung des jeweiligen Ergebnisses der letzten 
Viehzählung – errechnet. Beim jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb ist jedoch eine jährliche 
Mindestmenge pro Person von 40 m³ für die Kanalbenützung zu berücksichtigen. 
 

(2) Für Intensivobstbau werden bei einer geschlossenen Anlage im Ausmaß ab einem ½ Hektar pro 
Jahr 5 m³ Abwasser freigestellt. Je weitere 1000 m² Fläche wird 1 m³ Abwasser freigestellt.  

§ 6  

Erweiterungsgebühr  
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(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 3 Abs. 1 und 3 sinngemäß. 
 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 7  

Gebührenschuldner 

Schuldner der Kanalbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstücks.  

§ 8  

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 28.11.2023 
über die Erhebung von Kanalbenützungsgebühren außer Kraft. 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  

6. Beschlussfassung über Wassergebührenerhöhung gem. Vorgabe des Landes 

Alle GR-Mitglieder haben gemeinsam mit der Sitzungsladung folgendes Schreiben des 

Landes, Abteilung Gemeinden und Abteilung Wasserwirtschaft, vom 02.10.2024 vorab zur 

Information erhalten:  

Sehr geehrte Damen und Herren! Seitens der Abteilung Gemeinden dürfen gemeinsam mit der Abt. 

Wasserwirtschaft die im Jahr 2025 anzuwendenden Mindestgebühren bekannt gegeben werden. Die 

Mindestgebühren unterliegen einer jährlichen Indexanpassung nach dem VPI 2020, Basis ist jeweils der 

endgültige Juli-Indexwert des Vorjahres (vgl. die im Folgenden zitierten Richtlinien). Siehe dazu auch 

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods. 

Dies ergibt eine Steigerung um 2,90 %. 

Bei den angegebenen Gebührensätzen handelt sich um Bruttobeträge inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer. 

1. Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds (WLF): 

Die Mindestgebühren nach § 4 der von der Tiroler Landesregierung am 17.10.2023 beschlossenen Richtlinien 

über die Gewährung von Darlehen aus dem Wasserleitungsfonds werden für das Jahr 2025 wie folgt 

bekanntgegeben:  

Mindest-Abwassergebühr:  

pro m³ Wasserverbrauch    2,60 €/m³ inkl. USt. (2024: 2,53 €/m³)  

Mindest-Wassergebühr:  

pro m³ Wasserverbrauch    0,51 €/m³ inkl. USt. (2024: 0,50 €/m³) 

Bei Unterschreiten obiger Mindestgebühren ist eine Darlehensgewährung aus dem Wasserleitungsfonds nicht 

möglich.  

Bei Gemeindeverbänden (Abwasser- oder Wasserversorgungsverbände) muss jede einzelne Verbandsgemeinde 

die  vorgegebene  Mindestgebühr  erheben,  ansonsten  ist eine Gewährung eines WLF-Darlehens ebenfalls nicht 

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods
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möglich. Die Antragsstellung ist nur Gemeinden und Gemeindeverbänden (nicht jedoch z.B. 

Kommunalbetrieben) vorbehalten. Mit dem Wegfall der Bedarfszuweisungen zum Gebührenhaushalt Kanal 

werden in Hinblick auf die Anschlussgebühren keine Mindestgebührensätze von Seiten der Abt. Gemeinden 

mehr vorgegeben. 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass das Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus 

in den Förderungsrichtlinien für die kommunale Siedlungswasserwirtschaft 2016 im do. § 7 Abs. 1 Z. 13 (siehe 

dazu auch https://info.bmlrt.gv.at/themen/wasser/foerderungen/trinkwasser_abwasser/foerderung-kommunale-

siedlungswasserwirtschaft.html ) sowie die Abt. Wasserwirtschaft des Landes Tirol in der Förderungsrichtlinie 

Siedlungswasserwirtschaft Tirol 2018 (siehe nachfolgenden Pkt. 2) zusätzliche, teilweise auch höhere 

Mindestgebührensätze vorsehen. 

2. Landesförderung Siedlungswasserwirtschaft Tirol (FRL SWW T 2018):  

Gemäß Pkt. 5.4 der Förderungsrichtlinie Siedlungswasserwirtschaft Tirol 2018 (FRL SWW T 2018) gelten für 

im Jahr 2025 eingereichte Ansuchen um Landesförderung Siedlungswasserwirtschaft folgende 

Mindestgebühren, jeweils zum Zeitpunkt des Ansuchens:  

Abwasserentsorgung: 

Mindest-Anschlussgebühr:  

pro m³ umbautem Raum (alternativ: pro m² Geschoßfläche – sh. unten):     6,53 €/m³ 

pro m² Geschoßfläche (alternativ: pro m³ umbautem Raum – sh. oben):   19,59 €/m²  

Mindest-Abwassergebühr pro m³ Wasserverbrauch: (wie für WLF-Darlehen)     2,60 €/m³  

Wasserversorgung:  

Mindest-Wassergebühr pro m³ Wasserverbrauch:         1,16 €/m³  

Weitere Informationen zu den Förderungen für die Siedlungswasserwirtschaft finden Sie unter 

http://www.tirol.gv.at/wasserinfo bzw. unter https://www.tirol.gv.at/umwelt/wasserwirtschaft/foerderungen. 

Beschlussfassungen: 

Da die laufende Wassergebühr von derzeit brutto € 1,13 pro m³ Wasserverbrauch nicht mehr 

den Förderungsrichtlinien gemäß obiger Bekanntgabe des Landes, Abteilung Gemeinden und 

Abteilung Wasserwirtschaft, vom 02.10.2024 entspricht, beschließt der Gemeinderat nach 

kurzer Diskussion und Antragstellung des Bürgermeisters einstimmig die Erhöhung der 

laufenden Wassergebühr von dzt. brutto € 1,13 auf die vom Land vorgeschriebene Mindest-

Wassergebühr in der Höhe von brutto € 1,16 pro m³ Wasserverbrauch. Weiters beschließt der 

Gemeinderat einstimmig die Indexanpassung der Wasseranschlussgebühr in der Höhe der im 

Schreiben des Landes angeführten 2,90 %, d.s. von derzeit brutto € 3,83 auf brutto € 3,94 pro 

m³ umbautem Raum.  

Aus verwaltungsökonomischen Gründen und auf Grundlage obiger Beschlussfassung 

beschließt der Gemeinderat einstimmig nachstehende neue Wasserbenützungsgebühren- 

verordnung der Gemeinde Hatting (angepasst nach dem aktuellen Verordnungsmuster des 

Landes): 

Wasserbenützungsgebührenverordnung der Gemeinde Hatting – 2025  

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 22.10.2024 über die Erhebung 
von Wasserbenützungsgebühren 

Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

https://info.bmlrt.gv.at/themen/wasser/foerderungen/trinkwasser_abwasser/foerderung-kommunale-siedlungswasserwirtschaft.html
https://info.bmlrt.gv.at/themen/wasser/foerderungen/trinkwasser_abwasser/foerderung-kommunale-siedlungswasserwirtschaft.html
http://www.tirol.gv.at/wasserinfo
https://www.tirol.gv.at/umwelt/wasserwirtschaft/foerderungen
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§ 1  

Einteilung der Gebühren 

(1) Zur Deckung der Kosten der Errichtung der Gemeindewasserversorgungsanlage und zur Deckung 
der Instandhaltungs-, Erneuerungs-, Betriebs- und Verwaltungskosten erhebt die Gemeinde für 
den Anschluss eines Grundstückes an die Wasserversorgungsanlage eine Anschlussgebühr und 
für den laufenden Wasserbezug eine Wasserbenützungsgebühr sowie für die Bereitstellung von 
Wasserzählern eine Zählergebühr. 
 

(2) Im Falle der Errichtung von Anlageteilen, die zur Verbesserung der Wasserversorgungsanlage 
des gesamten Versorgungsgebietes dienen, wie z.B. die Errichtung von Hochbehältern, neuen 
Quellfassungen, Tiefbrunnen, Pumpanlagen, neuen Wasserleitungen, einer Enthärtungsanlage 
oder UV-Anlage und dergleichen, kann die Gemeinde eine Erweiterungsgebühr vorschreiben. 

§ 2  

Entstehung der Gebührenpflicht 

(1) Der Gebührenanspruch entsteht jeweils mit der Benützung der gemeindeeigenen 
Wasserversorgungsanlage. Im Fall von baulichen Erweiterungen und bei Wiederaufbau von 
abgerissenen Gebäuden auf einem bereits angeschlossenen Grundstück entsteht die 
Gebührenpflicht zum Zeitpunkt des Baubeginns, jedoch nur insoweit, als die neue 
Bemessungsgrundlage den Umfang der früheren übersteigt. Als tatsächlich angeschlossen gilt ein 
Grundstück ab erstmaliger Benützbarkeit der Wasserversorgungsanlage. 
 

(2) Die Pflicht zur Entrichtung der Erweiterungsgebühr entsteht mit dem tatsächlichen Anschluss der 
Erweiterungsanlage an die bestehende Wasserversorgungsanlage.  
 

(3) Die Pflicht zur Entrichtung der laufenden Wasserbenützungsgebühr und der Zählergebühr 
entsteht mit dem Zeitpunkt des erstmaligen Wasserbezugs.  

§ 3 

Anschlussgebühr 

(1) Die Anschlussgebühr bemisst sich im Fall eines Neubaus nach der Baumasse der auf dem 
Grundstück stehenden Gebäude, im Fall einer Änderung eines bestehenden Gebäudes, durch die 
dessen Baumasse vergrößert wird, nach der zusätzlich geschaffenen Baumasse; die Baumasse 
ist jeweils nach § 2 Abs. 5 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und Ausgleichsabgabengesetzes, 
LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 173/2021, zu ermitteln, sofern 
keine Ausnahme im Sinne des Abs. 4 vorliegt. War die Baumasse eines abgebrochenen oder 
zerstörten Gebäudes bereits Grundlage für die Vorschreibung einer Anschlussgebühr, so ist diese 
in Abzug zu bringen. Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden und entsprechend genutzten 
Gebäudeteilen ist die tatsächlich vorhandene Baumasse zu halbieren und diese als 
Bemessungsgrundlage heranzuziehen, sofern keine Ausnahme im Sinne des Abs. 4 vorliegt. Im 
Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe ist die tatsächliche Baumasse nur zu 
einem Viertel anzurechnen.  
 

(2) Die Anschlussgebühr beträgt EUR 3,94 pro m³ der Bemessungsgrundlage.  
 

(3) Für befestigte Schwimmbecken sowie Living-Pools, Naturpools und dergleichen, deren 
Schwimmbereiche mit einem künstlichen Becken ausgestaltet sind, sowohl im Freien als auch in 
geschlossenen Räumen, ist zusätzlich eine Anschlussgebühr von EUR 2,87 pro m³ nutzbaren 
Rauminhalt zu entrichten.  
 

(4) Von der Anschlussgebühr ausgenommen sind: 
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1. Ställe, Scheunen in Holzbauweise, Tennen in Holzbauweise, Städel in Holzbauweise, 
Silos und Fahrsilos, begehbare und nicht begehbare Folientunnels und ortsübliche 
Gewächshäuser (ausschließlich für private Nutzung), jedoch nur, sofern diese nicht mit 
einem Wasseranschluss ausgestattet werden; 

2. Bienenhäuser, Hundezwinger, Gartenhäuser, jedoch nur, sofern diese nicht mit einem 
Wasseranschluss ausgestattet werden; 

3. überdachte Holzunterstände (Holzlegen) und Schuppen, die zur Gänze aus Holz errichtet 
werden (kein Mauerwerk), jedoch nur, sofern diese nicht mit einem Wasseranschluss 
ausgestattet werden – nicht umfasst von dieser Ausnahme sind jedoch Nebengebäude 
wie Garagen, Carports (sofern eine Baumasse im Sinne des Abs. 1 gegeben ist). 

(5) Verlieren landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und entsprechend genutzte Gebäudeteile diesen 
Verwendungszweck durch bauliche Änderungen, so gilt dies als Vergrößerung der Baumasse im 
Ausmaß der Hälfte, im Falle von Gebäuden oder Gebäudeteilen für Laufställe im Ausmaß von drei 
Vierteln, der tatsächlichen Baumasse. Als Vergrößerung der Baumasse nach Abs. 1 gilt weiters 
eine Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden, für die eine Anschlussgebühr nach 
Abs. 4 bisher nicht entrichtet wurde. 

§ 4 

Laufende Gebühr 

(1) Die Bemessung der Wasserbenützungsgebühr erfolgt nach dem tatsächlichen 
Wasserbezugsverbrauch laut Wasserzähler. Die Verwendung weiterer privater Wasserzähler 
(Subzähler) in den Verbrauchsanlagen ist zulässig. Das Ergebnis einer solchen Zählung bildet 
keinerlei Grundlage für eine Verrechnung mit der Gemeinde. 
 

(2) Störungen oder Beschädigungen der Wasserzähler sind der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. 
Ergibt eine Prüfung durch die Gemeinde, dass ein Wasserzähler schon längere Zeit außer 
Funktion ist, so ist die Gemeinde berechtigt, einen geschätzten Verbrauchswert des betreffenden 
Zeitabschnittes der Vorjahre zu Grunde zu legen, wobei ein Wechsel in der Anzahl der Personen 
zu berücksichtigen ist. 
 

(3) Die Wasserbenützungsgebühr beträgt EUR 1,16 je m³ Wasserverbrauch. 

§ 5  

Zählergebühr 

(1) Für die Benützung, Wartung und Kontrolle des Wasserzählers ist eine laufende Gebühr zu 
entrichten.  
 

(2) Unter Berücksichtigung eines fünfjährigen Austauschintervalls werden folgende jährlichen 
Zählermieten eingehoben:  
 

Kategorie des Wasserzählers Zählergebühr in €  

für   3 m³  6,80  

für   7 m³  11,20  

für 20 m³  16,00  

für Großbereichszähler an DN 80  28,00  
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§ 6  

Erweiterungsgebühr  

(1) Als Bemessungsgrundlage für die Erweiterungsgebühr gilt § 3 Abs. 1 und 3 sinngemäß. 

(2) Die Höhe der Erweiterungsgebühr wird vom Gemeinderat festgesetzt. 

§ 7  

Gebührenschuldner 

Schuldner der Wasserbenützungsgebühren ist der Eigentümer des an die gemeindeeigene 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstücks. 

§ 8  

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 28.11.2023 
über die Erhebung von Wasserbenützungsgebühren außer Kraft. 

Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  

7. Neufestlegung der Hektarsätze der Waldumlage nach der Tiroler Waldordnung 

Auszug aus dem Merkblatt für die Gemeinden Tirols, September 2024: (gleichzeitig mit der 

Sitzungsladung an alle GR-Mitglieder übermittelt) 

Nach § 10 Abs. 3 der Tiroler Waldordnung 2005 hat die Landesregierung durch Verordnung landesweit 

einheitliche Hektarsätze für die Waldkategorien Wirtschaftswald, Schutzwald im Ertrag und Teilwald im Ertrag 

festzulegen.  

Dabei haben die Hektarsätze in Summe annähernd 33 % der im landesweiten Durchschnitt mit der 

Wahrnehmung der Aufgaben der Gemeindewaldaufseher jährlich verbundenen Kosten bezogen auf einen Hektar 

Waldfläche zu entsprechen. Die Festlegung der Hektarsätze erfolgt unter Bedachtnahme auf das über 40 

Dienstjahre gemittelte kollektivvertragliche Jahresgehalt eines Gemeindewaldaufsehers einschließlich der 

Lohnnebenkosten. 

Zwischenzeitlich hat sich das kollektivvertragliche Jahresgehalt der Waldaufseher gegenüber dem der 

vorangegangenen Festlegung (Verordnung der Landesregierung vom 5. September 2023, VBl. Nr. 89/2023) 

zugrunde gelegenen Jahresgehalt um mehr als 5 % verändert. Vor diesem Hintergrund lagen die 

Voraussetzungen für die Anpassung der Hektarsätze vor und wurde von der Landesregierung am 17. September 

2024 die Verordnung, mit der einheitliche Hektarsätze als Grundlage für die Erhebung der Umlage zur 

teilweisen Deckung des jährlichen Personal‐ und Sachaufwandes für die Gemeindewaldaufseher festgelegt 

werden, beschlossen und wird diese demnächst im Verordnungsblatt des Landes Tirol kundgemacht. 

Für die Tiroler Gemeinden hat dies folgende Auswirkungen: 

Die bisher von den Gemeinden festgelegten Umlagesätze ändern sich nicht automatisch, zumal die 

entsprechenden Verordnungen der Gemeinden auf die Verordnung der Landesregierung vom 5. September 2023, 

VBl.  Nr.  89/2023,  und  somit  auf  eine  andere  Rechtsvorschrift  als  die  nunmehr  von  der  Landesregierung 
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beschlossene Verordnung, verweisen. Daher ist die Erlassung einer neuen Verordnung über die Festsetzung einer 

Waldumlage durch den Gemeinderat erforderlich. Diese muss einen Verweis auf die nunmehr beschlossene 

Verordnung der Landesregierung vom 17. September 2024 enthalten. 

Nach § 10 Abs. 7 der Tiroler Waldordnung 2005 entsteht der Abgabenanspruch jeweils mit dem Ablauf des 

Jahres, für das die Umlage erhoben wird. Daher sind die neuen Hektarsätze erstmals auf die Vorschreibung der 

Umlage für das Jahr 2025 anzuwenden, welche bis längstens Ende Mai 2026 zu erfolgen hat. Es ist somit 

erforderlich, dass die Gemeinden die Verordnung über die Festsetzung der Waldumlage noch im Jahr 2024 

beschließen und kundmachen und dabei den Termin für das Inkrafttreten dieser Verordnung mit 1. Jänner 2025 

festsetzen.  

Wird die Verordnung über die Festsetzung der Waldumlage im heurigen Jahr nicht angepasst, so ist die Umlage 

weiterhin auf Basis der in der Verordnung VBl. Nr. 89/2023 festgelegten Hektarsätze zu berechnen. 

Wichtiger Hinweis: Für die bis Mai 2025 vorzuschreibende Waldumlage für das Jahr 2024 gelten die in der 

Verordnung VBl. Nr. 89/2023 festgelegten Hektarsätze. Eine entsprechende Musterverordnung steht demnächst 

in der Gemeindeanwendung im Portal Tirol zur Verfügung. 

Lt. Bürgermeister ist eine Beschlussfassung zur Einhebung der Waldumlage für die Gemeinde 

Hatting bereits vorliegend, es werden jetzt lediglich die Hektarsätze laut Verordnung der 

Landesregierung angepasst und stellt dazu gleich den entsprechenden Antrag an die GR-

Mitglieder.  

Beschlussfassung: 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig nachstehende Verordnung (lt. Verordnungsmuster 

des Landes):  

Waldumlageverordnung der Gemeinde Hatting – 2025 

Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 22.10.2024 über die 
Festsetzung einer Waldumlage  

Aufgrund des § 10 Abs. 1 der Tiroler Waldordnung 2005, LGBl. Nr. 55/2005, zuletzt geändert durch 
das Gesetz LGBl. Nr. 38/2024, wird zur teilweisen Deckung des jährlichen Personal- und 
Sachaufwandes für die Gemeindewaldaufseher verordnet: 

§ 1 

Waldumlage, Umlagesatz 

Die Gemeinde Hatting erhebt eine Waldumlage und legt den Umlagesatz einheitlich für die 
Waldkategorien Wirtschaftswald, Schutzwald im Ertrag und Teilwald im Ertrag mit 100 v.H. der von 
der Tiroler Landesregierung mit Verordnung vom 17. September 2024, VBl. Tirol Nr. 93/2024, 
festgelegten Hektarsätze fest.  

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten  

Diese Verordnung tritt mit 01. Jänner 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des 
Gemeinderates der Gemeinde Hatting vom 28.11.2023 über die Festsetzung einer Waldumlage außer 
Kraft. 
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Für den Gemeinderat: 
Der Bürgermeister 

Schöpf Dietmar eh.  

8. Wasserrohrbruch Gaisauweg – Leitungs- und Hydrantentausch: Auftragsvergabe  

Wie in der letzten GR-Sitzung bereits unter `Allfälliges´ besprochen, muss im Bereich des 

Wasserrohrbruchs/Gaisauweg die Leitung samt Hydrant (Gesamtdurchfluss v. nur 0,2 m³) 

getauscht bzw. erneuert werden. Inzwischen ist das noch fehlende dritte Angebot einlangt und 

kann der Auftrag seitens des Gemeinderates nun vergeben werden.  

Beschlussfassung:  

Im Sinne des Ergebnisses der Angebotsprüfung durch Bgm.-Stellv. DI Bernhard Brötz und 

nach Antragstellung des Bürgermeisters fasst der Gemeinderat den einstimmigen Beschluss, 

den Auftrag für den Leitungs- und Hydrantentausch im Bereich: Gaisauweg (gleich nördlich 

der Bahntrasse) an die Fa. Ing. Berger+Brunner Bau GmbH gem. Angebot vom 05.09.2024 

zum Nettopreis von 67.685,11 zu vergeben.  

9. Subventionsansuchen der Bergwacht Inzing und Umgebung 

Ansuchen v. 01.10.2024 – Bergwacht Inzing und Umgebung: (gleichzeitig mit der Sitzungs-

ladung an alle GR-Mitglieder übermittelt) 

Von: inzing@tbw.gv.at <inzing@tbw.gv.at>  

Gesendet: Dienstag, 1. Oktober 2024 18:50 

An: Gemeinde Hatting <gemeinde@hatting.gv.at> 

Cc: BW Markus Mair <petersteckdose321@gmail.com> 
Betreff: AW: [-Behoerde-] Tiroler Bergwacht 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 

die Einsatzstelle Inzing ist von 2023 11BW auf Nov. 2024 auf 20 BW angewachsen. Es geht mit einer neuen sehr 
tollen Truppe steil nach oben.  
Die Anfrage von meiner Seite, ob die Gemeinde Hatting uns mit einem neuen Funkgerät unterstützen könnte. 
Die Anschaffung wäre im Frühjahr 2025 und der Preis würde sich auf ca. 600 Euro belaufen. 
Die Gemeinde Flaurling hat zu dem neuen Funkgerät schon zugesagt. 
Im Dezember werden wir auch heuer wieder unseren internen Jahresabschluss machen. 
Die BW-Landesleitung ist auch dabei. Sie möchte gerne unsere neue Gruppe und deren Entstehung 
kennenlernen. Vielleicht hätte da Dietmar Zeit. Genauer Termin wird noch bekannt gegeben. 
 

Mair Josef 
Einsatzstellenleiter  
Bergwacht Inzing und Umgebung   

Beschlussfassung:  

Nach kurzer Diskussion und Antragstellung des Bürgermeisters fasst der Gemeinderat den 

einstimmigen Beschluss, der Bergwacht Inzing und Umgebung die Anschaffung eines neuen 

Funkgerätes zum Preis von ca. € 600,-- zu subventionieren. 

mailto:inzing@tbw.gv.at
mailto:inzing@tbw.gv.at
mailto:gemeinde@hatting.gv.at
mailto:petersteckdose321@gmail.com
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10. Subventionsansuchen der Jungbauern/Landjugend Hatting  

Ansuchen v. 24.09.2024 – Jungbauern/Landjugend Hatting: (gleichzeitig mit der Sitzungs-

ladung an alle GR-Mitglieder übermittelt) 
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Nach längerer Diskussion ist der Gemeinderat einhellig der Meinung, diesem Antrag nicht zu 

entsprechen. Stattdessen will sich die Gemeinde beim für 2025 beplanten Projekt „Umbau 

Landjugendheim“ angemessen einbringen. Zudem ist durchaus vorstellbar, die jährliche 

Vereinssubvention nächstes Jahr zu erhöhen.  
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Abschließend verweist der Bürgermeister noch auf die heurige Jahreshauptversammlung, zu 

der er eingeladen wurde und auch anwesend war, kann eine korrekte Kassaführung bestätigen 

und von einem kommunikativen Abend mit den jungen Leuten berichten; - die Jugend ist zu 

schätzen und zu unterstützen.  

Die obige Entscheidung des Gemeinderates erfolgt ohne Beschlussfassung und wird seitens 

des Bgm. Dietmar Schöpf an die Jungbauern entsprechend kommuniziert.  

11. Errichtung einer weiteren Sitzbank am Prof. Walter Nagl – Platz 

Wie in der letzten GR-Sitzung bereits unter `Allfälliges´ besprochen und auch befürwortet, 

hat sich Bgm.-Stellv. DI Bernhard Brötz über die Ausführung einer weiteren Sitzbank am 

Prof. Walter Nagl – Platz Gedanken gemacht und folgenden Planentwurf ausgearbeitet:  
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Lt. Bernhard handelt es sich bei der Bank um eine Stahlkonstruktion mit Holz. Um Kosten zu 

sparen, können vor allem die Holzarbeiten von unseren Gemeindearbeitern Georg und 

Andreas erledigt werden. Geschätzte Gesamtkosten: € 4.000,-- (Stahlgerüst: € 3.000,-- / Holz: 

€ 1.000,--) 

Beschlussfassung:  

Nach kurzer Diskussion und Antragstellung des Vorsitzenden beschließt der Gemeinderat 

einstimmig die Errichtung einer weiteren Sitzbank am Prof. Walter Nagl – Platz gemäß dem 

von Bgm.-Stellv. DI Bernhard Brötz ausgearbeiteten und soeben von ihm erläuterten 

Planentwurf. Das Projekt ist ins Budget 2025 aufzunehmen und soll dann im Frühjahr 2025 

umgesetzt werden.  

12. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

Bgm. Dietmar Schöpf 

➢ Homepage NEU: Die neue Homepage (GEM2GO WEB zu bestehendem GEM2GO 

APP → Kufgem) wird am 15.11.2024 online gehen; eine entsprechende Mitteilung an 

die Dorfbevölkerung folgt demnächst. Die Bettina übernimmt die Betreuung der HP 

und App. Der BGM bedankt sich nochmals bei GR/GV Klaus Moll für sein 

diesbezügliches Mitwirken und Engagement (Geschenk gibt´s in der nächsten Sitzung).  

➢ Budgetsituation in den Gemeinden: Der BGM erläutert kurz die Präsentation von Dr. 

Schuchter bzgl. der Erstellung des Budget 2025. Eine entspr. Budgetbesprechung mit 

dem erweiterten Vorstand und ÜPA wird zeitnah anberaumt.  

➢ Regio-SEP (Sportentwicklungsplan): Kurzinfo über Fragebogenrücklauf (mit einer 

4%igen Teilnahme liegt Hatting an der Spitze)  
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➢ Mülltrennung NEU: Ab 01.01.2025 werden in ganz Österreich alle Verpackungen aus 

Kunststoff, wie Joghurtbecher, Folienverpackungen, Getränkekartons, Obst- und 

Fleischtassen, aber auch kleine Styropor-Verpackungen, gemeinsam mit Metall-

verpackungen, wie Konserven oder Tierfutterdosen, im Gelben Sack gesammelt. 

Gleichzeitig wird österreichweit das Einwegpfand auf Getränkeflaschen und -dosen 

eingeführt. D.h. alle PET-Flaschen und Metalldosen mit einer Füllmenge von 0,1 bis 3 

Liter werden bepfandet. Diese sind durch das österr. Pfandlogo gekennzeichnet. Pro 

Verpackung werden 25 Cent beim Verkauf eingehoben.  

Das bedeutet für unsere Gemeinde: Da es dann keine Container mehr für Metall-

verpackungen braucht, reduzieren sich die Sammelinseln auf Altglas. Zudem wird die 

Sammelinsel im Bereich des Siedlerweges aufgelassen.  

➢ Sprengelärzte: Kurzinfo über die aktuell schwierige Situation; – Da unser Sprengel 

derzeit mit nur mehr 3 Ärzten unterbesetzt ist (Ausstieg von Fr. Dr. Haupt-Wutscher), 

können nicht mehr alle Tage abgedeckt werden. Demnächst folgt eine Besprechung mit 

den Bürgermeistern aller Sprengelgemeinden und Ärzten.  

➢ GEL - Gemeindeeinsatzleitung: Der heurige Übungsschwerpunkt am 08.11.2024 wird 

die „Berücksichtigung von Bedürfnissen von Menschen mit Behinderung im Krisen- 

und Katastrophenfall“ sein. Höchstwahrscheinlich nimmt auch der Leiter des Zentrums 

für Krisen- und Katastrophenmanagement des Landes, Hr. Elmar Rizzoli, an der 

Übung teil.  

➢ Seniorenweihnachtsfeier: Der BGM lädt hiermit alle recht herzlich zur Senioren- 

weihnachtsfeier im Gemeindesaal am 07.12.2024 um 15:00 Uhr ein.  

➢ Landesmusikschule Zirl: Hr. Stephan Moosmann löst ab 01.01.2025 Hr. Lukas Drexel 

als Musikschulleiter ab.  

➢ MS Inzing: Am 07.02.2025 wird der Zubau an der MS Inzing ab 11:30 Uhr offiziell 

eröffnet und der BGM lädt jetzt schon alle recht herzlich zu dieser Feier ein.  

➢ Termin für nächste GR-Sitzung (voraussichtlich): 10.12.2024  

Da ansonsten keine weiteren Anfragen und Wortmeldungen vorliegen, schließt der 

Bürgermeister die Sitzung. 

v.g.g. 

Die Schriftführerin: Der Bürgermeister: Gemeinderat/Gemeinderätin: 

   

   

   

   (Bettina Schnaiter) (Dietmar Schöpf)  
 


